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Sitzungstermine 2007 
 
 

 
 

Jan. Febr. März April Mai Juni Juli Aug. Sept. Okt. Nov. Dez. 

Rat 31 *   25. **  13   19. 24.  12. 

Haupt- und Finanzausschuss   28.  16.   22.   21.  

Rechnungsprüfungsausschuss   26.      17.  26.  

Personalausschuss   12.      05.    

Wirtsch.-u. Wohnungsbauförderungsaussch.   19.     15.   28.  

Stadtentwicklungsausschuss 17. 14. 21.  02. 06.  08. 12. 10. 07. 05. 

Ausschuss für Schule, Sport und Soziales   14.  30.      28.  

Kulturausschuss 25.  16.   01.     30.  

Paten- und Partnerschaftsausschuss   05.      10.    

Jugendhilfeausschuss   15.  31.      29.  

Integrationsbeirat  08.   03.    06.  08.  

Kinderparlament     15.      20.  

Jugendparlament     24.      22.  
 * Einbringung Haushalt ** Verabschiedung Haushalt 

 

Bei Interesse an den Tagesordnungen, können diese beim Bürgermeisterbüro unter � 0 21 03 / 72-106 oder 
mailto:carola.schiller@hilden.de angefordert werden. Die Tagesordnungen werden dann - entweder einmalig oder aber auch 
auf Wunsch regelmäßig - kostenlos zugesandt. 
 

Amtliche Bekanntmachung der Stadt Hilden 
 

1. Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Telleringstraße“ 

 
Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch, des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und des § 8 Abs. 3 der 
Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung), jeweils in den zur 
Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 29.06.2005 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 der Erschließungsbeitragssatzung werden die Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Telleringstraße” wie folgt festgelegt: 
 
Die Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt, wenn sie wie nachstehend beschrieben hergestellt ist und ansonsten den 
Merkmalen der § 8 Abs. 1 und 2 der Erschließungsbeitragssatzung entspricht. 
 
a) von Düsseldorfer Straße bis Höhe des Hauses Telleringstraße 14: 
 

1. Fahrbahn mit Unterbau und Decke aus Asphalt; einseitige Parkflächen mit Unterbau und Decke aus Pflaster; 
einseitiger Gehweg mit Unterbau und Decke aus Platten/Pflaster mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn; 
Straßenbegleitgrün;  

2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
b) von Höhe des Hauses Telleringstraße 14 bis Otto-Hahn-Straße: 
 

1. Fahrbahn mit wechselseitigen Parkflächen mit Unterbau und Decke aus Asphalt; beidseitiger Gehweg mit Unterbau 
und Decke aus Platten/Pflaster mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn; Straßenbegleitgrün;   

2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
§ 2 

 
Für die Erhebung der Erschließungsbeiträge gelten im Übrigen die Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung der 
Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung. 
 

§ 3 
 

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage „Telleringstraße“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
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Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
(öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 

 
 
2. Bildung eines Abrechnungsgebietes sowie Beschluss über die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage 

„Telleringstraße“ 
 

Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgenden Beschluss gefasst: 
 
I. Die im vollen Wortlaut vorliegende Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der Merkmale der endgültigen 

Herstellung der Erschließungsanlage Telleringstraße (Anlage 1) wird hiermit beschlossen. 
 
II. Alle von der Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden gemäß § 5 der Erschließungsbeitragssatzung der 

Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung das Abrechnungsgebiet. Die vorbezeichnete 
Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt. Sie entspricht den Merkmalen des § 1 der zuvor unter II. benannten 
Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung. 

 
Vorstehender Beschluss sowie die der Beitragspflicht unterliegenden Grundstücke (§ 133 Abs. 1 Baugesetzbuch) sind 
öffentlich bekannt zu machen. 
 
Beitragspflichtige Grundstücke der Erschließungsanlage „Telleringstraße“: 
 
Flur: 13 Flurstücke: 32, 102, 103, 124, 176, 184, 185, 186, 187, 188, 190, 193, 195, 213, 214, 215, 216, 218, 249, 258, 

 260, 279, 280, 281, 282, 284 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

3. Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Menzelweg – von Henkenheide bis einschl. Haus Nr. 66a-“ 
 
Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch, des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und des § 8 Abs. 3 der 
Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung), jeweils in den zur 
Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Gemäß § 8 Abs. 3 der Erschließungsbeitragssatzung werden die Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Menzelweg - von Henkenheide bis einschl. Haus Nr. 66a -” wie folgt festgelegt: 
Die Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt, wenn sie wie nachstehend beschrieben hergestellt ist und ansonsten den 
Merkmalen der § 8 Abs. 1 und 2 der Erschließungsbeitragssatzung entspricht. 
 
a) von Henkenheide bis einschl. Menzelweg Haus Nr. 44: 

1. Fahrbahn mit Unterbau und Decke aus Asphalt; beiseitige Parkflächen mit Unterbau und Decke aus Pflaster; 
beidseitige Gehwege mit Unterbau und Decke aus Platten/Pflaster mit Abgrenzung gegen die Fahrbahn; 

2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 
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b) von Menzelweg Haus Nr. 44 bis einschl. 60: 
1. Fahrbahn, Gehwege und Parkflächen mit Unterbau und Decke aus Pflaster ohne Abgrenzung auf einem Niveau 

(Verkehrsmischfläche); 
2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
c) von Menzelweg Haus Nr. 62 bis einschl. 66a: 

1. Fahrbahn mit Unterbau und Decke aus Asphalt; 
2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
§ 2 

 
Für die Erhebung der Erschließungsbeiträge gelten im Übrigen die Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung der 
Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage „Menzelweg - von Henkenheide bis einschl. Haus Nr. 66a -“ wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
(öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Hilden, 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

4. Bildung eines Abrechnungsgebietes sowie Beschluss über die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage 
Menzelweg – von Henkenheide bis einschl. Haus Nr. 66 a – 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat am 13.12.2006 folgenden Beschluss gefasst: 
 
I. Die im vollen Wortlaut vorliegende Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der Merkmale der endgültigen 

Herstellung der Erschließungsanlage Menzelweg - von Henkenheide bis Haus Nr. 66a - (Anlage 1) wird hiermit 
beschlossen. 

 
II. Alle von der Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden gemäß § 5 der Erschließungsbeitragssatzung der 

Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung das Abrechnungsgebiet. Die vorbezeichnete 
Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt. Sie entspricht den Merkmalen des § 1 der zuvor unter II. benannten 
Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung. 

 
Vorstehender Beschluss sowie die der Beitragspflicht unterliegenden Grundstücke ( § 133 Abs. 1 Baugesetzbuch) sind 
öffentlich bekannt zu machen. 
Beitragspflichtige Grundstücke der Erschließungsanlage „Menzelweg - von Henkenheide bis Haus Nr. 66a -“: 
 
Flur: 65 Flurstücke: 626, 627, 628, 629, 630, 636, 637, 638, 639, 640, 651, 652, 653, 654, 655, 656, 657, 658, 671, 

672, 673, 751, 1047, 1049, 1048, 1045, Teile aus 2314, 2422, Teil aus 2423, 2871, 2868, 2869, 
2929, 2874, 2873, 1247, 385, 2035, 2034, 1726, 1725, 390, 387, 2963, 2964, 2965, 2966, 2967, 
2968, 2969, 2971, 2972, 2864, 2559, 802, 746, 729, 730, 733, 372, 371, 1921, 1920, 1919, 1918, 
1917, 1907, 367, 1847, 1848, 1849, 1850, 1851, 1852, 1853, 1057,  
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Bekanntmachungsanordnung: 
Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hilden, 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

5. Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Röntgenstraße“ 
 
Aufgrund des § 132 Baugesetzbuch, des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen und des § 8 Abs. 3 der 
Satzung der Stadt Hilden über die Erhebung von Erschließungsbeiträgen (Erschließungsbeitragssatzung), jeweils in den zur 
Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Gemäß § 8 Abs. 3 der Erschließungsbeitragssatzung werden die Merkmale der endgültigen Herstellung der 
Erschließungsanlage „Röntgenstraße” wie folgt festgelegt: 
 
Die Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt, wenn sie wie nachstehend beschrieben hergestellt ist und ansonsten den 
Merkmalen der § 8 Abs. 1 und 2 der Erschließungsbeitragssatzung entspricht. 
 
a) von Niedenstraße bis Röntgenstraße Haus Nr. 32: 

1. Fahrbahn, Gehwege und Parkflächen mit Unterbau und Decke aus Pflaster ohne Abgrenzung auf einem Niveau 
(Verkehrsmischfläche); 

2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
b) Zufahrt von Haus Nr. 34 bis Haus Nr. 36: 

1. Fahrbahn mit Unterbau und Decke aus Asphalt;  
2. Entwässerungseinrichtungen betriebsfertig; 
3. Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig. 

 
§ 2 

 
Für die Erhebung der Erschließungsbeiträge gelten im Übrigen die Bestimmungen der Erschließungsbeitragssatzung der 
Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung. 
 

§ 3 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung der Stadt Hilden vom 14.12.2006 über die Festlegung der Merkmale der endgültigen Herstellung 
der Erschließungsanlage „Röntgenstraße“ wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen kann 
gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung 
(öffentliche Bekanntmachung) nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
 
Hilden, 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
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6. Bildung eines Abrechnungsgebietes sowie Beschluss über die endgültige Herstellung der Erschließungsanlage 
Röntgenstraße 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat am 13.12.2006 folgenden Beschluss gefasst: 
 
I. Die im vollen Wortlaut vorliegende Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der Merkmale der endgültigen 

Herstellung der Erschließungsanlage Röntgenstraße (Anlage 1) wird hiermit beschlossen. 
 
II. Alle von der Erschließungsanlage erschlossenen Grundstücke bilden gemäß § 5 der Erschließungsbeitragssatzung 

der Stadt Hilden vom 07.11.1988 in der zurzeit gültigen Fassung das Abrechnungsgebiet. 
Die vor bezeichnete Erschließungsanlage ist endgültig hergestellt. 
Sie entspricht den Merkmalen des § 1 der zuvor unter II. benannten Satzung der Stadt Hilden über die Festlegung der 
Merkmale der endgültigen Herstellung. 

 
Vorstehender Beschluss sowie die der Beitragspflicht unterliegenden Grundstücke ( § 133 Abs. 1 Baugesetzbuch) sind 
öffentlich bekannt zu machen. 
 
 
Beitragspflichtige Grundstücke der Erschließungsanlage „Röntgenstraße“: 
 
Flur: 3 Flurstücke: 350, 94, 95, 96, 97, 98, 99, 100, 101, 462, Teile, aus 347, 463, 494, 493, 484, 622, 623, 465, 
  Teile aus 345, 464, 277, 552, 226, 145, 260, 258, 242, 243, 244 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Vorstehender Beschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Hilden, 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

7. Satzung über die Friedhöfe der Stadt Hilden - Friedhofssatzung – vom 14.12.2006 
 

Präambel 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW und § 7 Abs. 2 i.V.m. § 41 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe f der 
Gemeindeordnung NRW in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW S. 666), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 03.05.2005 (GV NW S. 498), hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende 
Friedhofsatzung beschlossen: 
 
 
I. Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Geltungsbereich 
 
Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Stadt Hilden gelegenen und von ihr verwalteten Friedhöfe und 
Friedhofsteile: 
a) Hauptfriedhof (auch Stadtfriedhof genannt), Kirchhofstraße 
b) Südfriedhof, Ohligser Weg  
c) Nordfriedhof, Herderstr./Schalbruch 
 
 

§ 2 Friedhofszweck 
 
(1) Die Friedhöfe sind eine nichtrechtsfähige Anstalt der Stadt Hilden. 
(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung der Toten (Leichen, Tot- und Fehlgeburten), die bzw. deren Eltern bei ihrem 

Ableben Einwohner der Stadt Hilden waren oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. 
Darüber hinaus dienen die Friedhöfe auch der Bestattung der aus Schwangerschaftsabbrüchen stammenden 
Leibesfrüchte, falls die Eltern Einwohner der Stadt Hilden sind. Die Bestattung anderer Personen bedarf einer 
Ausnahmegenehmigung der Friedhofsverwaltung.  
Die Friedhöfe erfüllen aufgrund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine Grünflächenfunktionen. 
Deshalb hat jeder das Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe und Besinnung zum Zwecke einer der Würde des Ortes 
entsprechenden Erholung aufzusuchen. 
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§ 3 Schließung und Entwidmung 
 
(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können für weitere Bestattungen gesperrt (Schließung) oder einer 

anderen Verwendung zugeführt werden (Entwidmung). 
 
(2) Durch die Schließung wird die Möglichkeit weiterer Bestattungen ausgeschlossen. Soweit durch Schließung das Recht 

auf weitere Bestattungen in Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten erlischt, wird dem/der Nutzungsberechtigten für die 
restliche Nutzungszeit bei Eintritt eines weiteren Bestattungsfalles auf Antrag eine andere Wahlgrabstätte/ 
Urnenwahlgrabstätte zur Verfügung gestellt. Außerdem kann er/ sie die Umbettung bereits bestatteter Leichen verlangen. 

 
(3) Durch die Entwidmung geht die Eigenschaft des Friedhofs als Ruhestätte der Toten verloren. Die Bestatteten werden, 

falls die Ruhezeit (bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten) bzw. die Nutzungszeit (bei Wahlgrabstätten/ 
Urnenwahlgrabstätten) noch nicht abgelaufen ist, auf Kosten der Stadt Hilden in andere Grabstätten umgebettet. 

 
(4) Schließung oder Entwidmung werden öffentlich bekannt gegeben. Der/die Nutzungsberechtigte einer Wahlgrabstätte/ 

Urnenwahlgrabstätte enthält außerdem einen schriftlichen Bescheid, wenn sein/ihr Aufenthalt bekannt oder ohne 
besonderen Aufwand zu ermitteln ist. 

 
(5) Umbettungstermine werden einen Monat vorher öffentlich bekannt gemacht. Gleichzeitig sind sie bei 

Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten einem Angehörigen des/der Verstorbenen, bei Wahlgrabstätten/ 
Urnenwahlgrabstätten dem/ der Nutzungsberechtigten mitzuteilen. 

 
(6) Ersatzgrabstätten werden von der Stadt Hilden auf ihre Kosten in ähnlicher Weise wie die Grabstätten auf den 

entwidmeten oder außer Dienst gestellten (gesperrten) Friedhöfen/ Friedhofsteilen und einzelnen Grabstellen 
hergerichtet. Die Ersatzwahlgrabstätten werden Gegenstand des Nutzungsrechtes. 

 
(7) Bei Maßnahmen gem. § 3 Abs. 4 und 5 ist die Grablage sowie Name und Vorname des/der zuletzt bekannten 

Nutzungsberechtigten öffentlich bekannt zu geben, wenn sein/ihr Aufenthalt nicht oder nicht ohne besonderen Aufwand 
zu ermitteln ist. 

 
 
II. Ordnungsvorschriften 
 

§ 4 Öffnungszeiten 
 
(1) Die Friedhöfe sind während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten für den Besuch geöffnet. 
 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes oder einzelner Friedhofsteile 

vorübergehend untersagen. 
 
 

§ 5 Verhalten auf dem Friedhof 
 
(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten. Die Anordnungen des 

Friedhofspersonals sind zu befolgen. 
 
(2) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 
 

a) die Wege mit Fahrzeugen oder Rollschuhen/Rollerblades/Skateboards aller Art, ausgenommen Kinderwagen und 
Rollstühle sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung, der für den Friedhof zugelassenen Gewerbetreibenden, zu 
befahren, 

b) Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten oder diesbezüglich zu werben, 
c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszuführen, 
d) ohne schriftlichen Auftrag eines Berechtigten bzw. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu 

fotografieren, 
e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestattungsfeier notwendig und üblich 

sind, 
f) den Friedhof und seine Einrichtungen, Anlagen und Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 

Einfriedigungen und Hecken zu übersteigen, sowie Rasenflächen (soweit sie nicht als Wege dienen) und Grabstätten 
(einschl. Grabeinfassungen) unberechtigt zu betreten oder zu befahren,  

g) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 
h) zu lärmen oder zu lagern oder zu spielen, 
i) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenhunde. 
j) Wege und sonstige Flächen mit Privat-Kfz ohne Genehmigung der Friedhofsverwaltung oder außerhalb der 

Dienstzeiten der Friedhofsverwaltung zu befahren. 
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(3) Kinder unter 10 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 
 
(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm 

vereinbar sind. 
 
(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veranstaltungen bedürfen der 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 14 Tage vorher anzumelden. 
 
 

§ 6 Gewerbliche Betätigung auf dem Friedhof 
 
(1) Steinmetze, Bildhauer, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für die dem jeweiligen Berufsbild 

entsprechende gewerbliche Tätigkeit auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Friedhofsverwaltung. 
 
(2) Auf ihren Antrag hin werden nur solche Gewerbetreibende zugelassen, die  
 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind.  
 

b) ihre Eintragung in die Handwerksrolle bzw. (bei Antragstellern/innen des handwerksähnlichen Gewerbes) ihre 
Eintragung in das Verzeichnis gem. § 19 Handwerksordnung nachweisen oder die selbst oder deren fachliche 
Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben.  

 
(3) Die Friedhofsverwaltung hat die Zulassung davon abhängig zu machen, dass der/die Antragsteller/in einen für die 

Ausführung seiner/ihrer Tätigkeit ausreichenden Haftpflichtversicherungsschutz nachweist.  
 
(4) Sonstigen Gewerbetreibenden kann die Ausübung anderer als in Abs. 1 genannter Tätigkeiten gestattet werden, wenn 

dies mit dem Friedhofszweck vereinbar ist. Absätze 2 und 3 gelten entsprechend. 
 
(5) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu ergangenen Regelungen zu 

beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer 
Tätigkeit auf den Friedhöfen schuldhaft verursachen. 

 
(6) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungszeiten ausgeführt werden. Die 

Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungszeit des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen 
und Werktagen vor Feiertagen spätestens um 13.00 Uhr zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der 
Arbeitszeiten zulassen. 

 
(7) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf den Friedhöfen nur an den von der 

Friedhofsverwaltung genehmigten Stellen gelagert werden. Bei Beendigung der Arbeiten sind die Arbeits- und 
Lagerplätze wieder in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. 

 
Gewerbliche Geräte dürfen nicht an oder in den Wasserentnahmestellen der Friedhöfe gereinigt werden. Die Benutzung 
der friedhofseigenen Kippe durch die Gewerbetreibenden ist unzulässig. Über Ausnahmen entscheidet nach 
pflichtgemäßem Ermessen die Friedhofsverwaltung. 

 
(8) Die Friedhofsverwaltung kann die Zulassung der Gewerbetreibenden, die trotz schriftlicher Mahnung gegen die 

Vorschriften der Friedhofssatzung verstoßen oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 2 ganz oder teilweise nicht 
mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen Bescheid entziehen. Bei schweren Verstößen ist eine 
Mahnung entbehrlich. 

 
 
III. Allgemeine Bestattungsvorschriften 
 

§ 7 Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
 

(1) Erd- und Feuerbestattungen sind unverzüglich nach Eintritt des Todes, spätestens jedoch 3 Werktage vor der 
Beisetzung/Trauerfeier bei der Friedhofsverwaltung während der Dienstzeit anzumelden. Die erforderlichen Unterlagen 
sind spätestens vor der Beisetzung/Trauerfeier vorzulegen. 

 
(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte beantragt, ist auch das 

Nutzungsrecht nachzuweisen. 
 
(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung vorzulegen. 
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(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Die Bestattungen erfolgen regelmäßig an Werktagen von 
Montag bis Freitag. 

 
(5) Erdbestattungen müssen innerhalb von 8 Tagen nach dem Zeitpunkt des § 13 Abs 1, 3 BestG NRW erfolgen. Aschen 

müssen spätestens 2 Monate nach der Einäscherung bestattet werden, anderenfalls werden sie auf Kosten des 
Bestattungspflichtigen in einer Urnenreihengrabstätte bestattet. 

 
 

§ 8 Särge und Urnen 
 
(1) Unbeschadet der Regelung des § 16 sind Bestattungen grundsätzlich in Särgen oder Urnen vorzunehmen. 
 
(2) Särge, Urnen und Überurnen müssen so beschaffen sein, dass die chemische, physikalische oder biologische 

Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und bei Särgen die Verwesung der 
Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. 
Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
Särge, Sargausstattungen und -beigaben, Sargabdichtungen und Überurnen müssen zur Vermeidung von 
Umweltbelastungen aus leichtverrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. Sie dürfen keine PVC-, PCP-, 
formaldehydabspaltenden, nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden Lacke oder Zusätze enthalten. Die 
Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtextilien bestehen. 

 
(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Sind in Ausnahmefällen 

größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Friedhofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 
 
(4) Für die Bestattung in vorhandenen Grüften sind nur Metallsärge oder Holzsärge mit Metalleinsatz zugelassen, die 

luftdicht verschlossen sind. 
 

 
§ 9 Ausheben der Gräber 

 
(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt. 
 
(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur Oberkante des Sarges mindestens 

0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 m. 
Für alle dabei an den benachbarten Gräbern unvermeidbar auftretenden oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
vermeidbaren Schäden wird der Gebührenschuldner gem. § 2 der Friedhofsgebührensatzung in Anspruch genommen. 

 
(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke Erdwände getrennt sein. 
 
(4) Der/die Nutzungsberechtigte hat Grabzubehör vorher entfernen zu lassen. Sofern beim Ausheben der Gräber Grabmale, 

Fundamente oder Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden 
Kosten durch den/die Nutzungsberechtigte/n der Friedhofsverwaltung zu erstatten. 

 
 

§ 10 Ruhezeit 
 
Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 20 Jahre, bei Verstorbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 15 Jahre. 
 
 

§ 11 Umbettungen 
 
(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 
 
(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen Vorschriften, der vorherigen 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
Die Zustimmung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden, bei Umbettungen innerhalb der Stadt 
Hilden im ersten Jahre der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden öffentlichen Interesses. § 3 Abs. 2 und Abs. 3 
bleiben unberührt. Vor jeder Umbettung ist von dem/der Antragsberechtigten oder Bestattungsinstitut die Genehmigung 
der  Ordnungsbehörde einzuholen. 

 
(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit vorheriger Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet werden. 
 
(4) Alle Umbettungen (mit Ausnahme der Maßnahmen von Amts wegen) erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei 

Umbettungen aus Reihengrabstätten/ Urnenreihengrabstätten der/die verfügungsberechtigte Angehörige/ Totenfürsorge-
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berechtigte des/ der Verstorbenen, bei Umbettungen aus Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten der/ die jeweilige 
Nutzungsberechtigte/ Totenfürsorgeberechtigte. Mit dem Antrag ist die Grabnummernkarte nach § 13 Abs. 1 Satz 2, 
§ 15 Abs. 2 Satz 2, bzw. die Verleihungsurkunde nach § 14 Abs. 5, § 15 Abs. 6, vorzulegen. In den Fällen des § 27 Abs. 
1 Satz 4 und bei Entziehung von Nutzungsrechten gem. § 27 Abs. 2 Satz 3 können Leichen oder Aschen, deren Ruhezeit 
noch nicht abgelaufen ist, von Amts wegen in Grabstätten aller Art umgebettet werden. 

 
(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt den Zeitpunkt der Umbettung. 
 
(6) Die Kosten der Umbettung hat der/die Antragsteller /in zu tragen. Das gilt auch für den Ersatz von Schäden, die an 

benachbarten Grabstätten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, soweit sie notwendig aufgetreten sind oder die 
Stadtverwaltung oder deren Beauftragte bezüglich dieser nur leichte Fahrlässigkeit trifft. 

 
(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unterbrochen oder gehemmt. 
 
(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgrund behördlicher oder richterlicher 

Anordnung ausgegraben werden. 
 
 
IV. Grabstätten und Aschenbeisetzungen 
 

§ 12 Arten der Grabstätten 
 
(1) Die Grabstätten und Aschestreufelder bleiben Eigentum der Stadt Hilden. An ihnen können Rechte nur nach dieser 

Satzung erworben werden. 
 
(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

a) Reihengrabstätten, 
b) Wahlgrabstätten, 
c) Urnenreihengrabstätten, 
d) Urnenwahlgrabstätten, 
e) anonyme Reihengrabstätten, 
f) anonyme Urnenreihengrabstätten 
g) Ehrengrabstätten 
h) denkmalgeschützte Grabstätten 
i) pflegefreie Reihengrabstätten 
j) Aschestreufeld 

 
(3) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb oder Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach  bestimmten 

Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung. 
 
 

§ 13 Reihengrabstätten 
 
(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer der 

Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Über die Zuteilung wird eine Grabnummernkarte erteilt. Ein 
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. Der/die Nutzungsberechtigte hat jede 
Anschriftenänderung der Friedhofsverwaltung mitzuteilen 

 
(2) Es werden Reihengrabfelder eingerichtet 

a) für Verstorbene bis zum vollendeten 5. Lebensjahr einschließlich Tot- und Fehlgeburten und aus 
Schwangerschaftsabbrüchen stammende Leibesfrucht. Eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist grundsätzlich 
möglich. 

b) für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr. 
 

(3) Die Reihengräber haben in der Regel folgende Maße: 
1. Reihengräber für Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr: 

1,40 m x 1,00 m, Abstand 0,30 m; die zu bepflanzende Fläche 0,90 m x 0,70 m. 
 

2. Reihengräber für Personen nach vollendetem 5. Lebensjahr: 
2,50 m x 1,30 m, Abstand 0,30 m; die zu bepflanzende Fläche 2,00 m x 0,90 m. 

 
(4) In jeder Reihengrabstätte darf nur eine Leiche bestattet werden. Es ist jedoch zulässig, in einer Reihengrabstätte die 

Leichen eines Kindes unter einem Jahr, Tot- und Fehlgeburten sowie die aus einem Schwangerschaftabbruch stammende 
Leibesfrucht und eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig verstorbenen Geschwistern unter 5 Jahren 
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zu bestatten. Neben den Bestatteten nach Satz 1 und 2 kann auch auf je 0,25 qm Grabfläche eine Urne bei gleichzeitiger 
Bestattung beigesetzt werden. 

 
(5) Auf das Abräumen von Reihengrabfeldern oder Teilen von ihnen wird 3 Monate vor Ablauf der Ruhezeit durch eine 

öffentliche Bekanntmachung und durch ein Hinweisschild auf dem entsprechenden Grabfeld hingewiesen. Ansprüche 
aus dem Unterlassen der Bekanntmachung können nicht geltend gemacht werden 

 
(6) Anonyme Reihengrabfelder sind als Rasenfläche angelegte Grabstätten, die für die Dauer der Ruhefrist zur Bestattung 

von Leichen bereitgestellt werden. Die Verstorbenen werden unter Ausschluss der Angehörigen und sonstigen Personen 
der Reihe nach beigesetzt. Als Bestattungsstelle wird nur das Grabfeld bekannt  gegeben, Rechte und Pflichten an 
anonymen  Reihengrabstätten, ihre Gestaltung und Pflege stehen nur der Stadt Hilden zu. 

 
(7) Pflegefreie Reihengrabfelder sind als Rasenfläche angelegte Grabstätten für Verstorbene ab dem vollendeten 

5. Lebensjahr, die für die Dauer der Ruhefrist zur Bestattung von Leichen bereitgestellt werden. An Kopfseite der 
Grabstätte verläuft ein Steinplattenband. Der mittlere Stein wird mit Vorname, Nachname des Verstorbenen versehen. 
Rechte und Pflichten, ihre Gestaltung und Pflege stehen nur der Stadt Hilden zu. 

 
 

§ 14 Wahlgrabstätten 
 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Erdbestattungen, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 

Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber bestimmt wird. Der Ersterwerb eines 
Nutzungsrechts ist nur bei Eintritt eines Todesfalles oder ab Vollendung des 65. Lebensjahres möglich. 
Die Friedhofsverwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechtes ablehnen, insbesondere wenn die Schließung nach 
§ 3 beabsichtigt ist. 

 
(2) Das Nutzungsrecht kann wiedererworben werden. Eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist für mindestens 5 Jahre 

möglich. Der Wiedererwerb/die Verlängerung des Nutzungsrechts erfolgt auf Antrag zu den in diesem Zeitpunkt 
geltenden Bestimmungen über den Inhalt des Nutzungsrechts und zu dem in diesem Zeitpunkt für den Ersterwerb des 
Nutzungsrechts geltenden Gebührensatz. 
Ein Anspruch auf Wiedererwerb/Verlängerung besteht nicht. 
Die Friedhofsverwaltung kann den Wiedererwerb ablehnen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 3 beabsichtigt ist. 

 
(3) Es gibt ein- oder mehrstellige Wahlgrabstätten. Diese können als Einfachgräber oder soweit die Bodenverhältnisse dies 

zulassen als Tiefgräber genutzt werden. Über die Zulassung als Tiefgrab entscheidet die Friedhofsverwaltung. In einem 
Einfachgrab kann eine Leiche, in einem Tiefgrab können 2 Leichen übereinander bestattet werden. Nach Ablauf der 
Ruhezeit einer Leiche kann eine weitere Bestattung erfolgen, wenn die restliche Nutzungszeit die Ruhezeit erreicht oder 
ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. Ein Wiedererwerb 
des Nutzungsrechtes ist nur für die gesamte Wahlgrabstätte und für volle Jahre möglich. Neben einer Leiche kann 
jederzeit auf 0,25 qm eine Urne beigesetzt werden  

 
(4) Einfachgräber können, wenn die Lage und Bodenverhältnisse es gestatten, nach vorheriger Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung und auf Kosten des/der Nutzungsberechtigten in Tiefgräber umgewandelt werden. 
 
(5) Das Nutzungsrecht entsteht mit Zahlung der fälligen Gebühren und Aushändigung der Verleihungsurkunde. Der/ die 

Nutzungsberechtigte hat jede Anschriftenänderung der Friedhofsverwaltung mitzuteilen. 
 
(6) Eine Wahlgrabstätte ist in der Regel 2,50 m x 1,20 m groß, Abstand 0,30 m; die zu bepflanzende Fläche 2,00 m x 

0,90 m. 
 
(7) Auf den Ablauf des Nutzungsrechts wird vorher durch eine öffentliche Bekanntmachung und durch ein Hinweisschild 

für die Dauer von 3 Monaten auf der Grabstätte hingewiesen. Nach Ablauf des Nutzungsrechts und der Ruhefrist kann 
die Stadt Hilden über die Grabstätte neu verfügen. § 3 Abs. 7 gilt entsprechend. Aus dem Unterlassen der vorgenannten 
öffentlichen Bekanntmachung kann kein Ersatzanspruch hergeleitet werden. 

 
(8) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die Nutzungszeit nicht überschreitet 

oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum Ablauf der Ruhezeit wiedererworben worden ist. 
 
(9) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der/die Erwerber/in für den Fall seines Ablebens aus dem in Satz 2 

genannten Personenkreis seinen/ihren Nachfolger im Nutzungsrecht bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch 
schriftlichen Vertrag übertragen. Wird bis zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das 
Nutzungsrecht in nachstehender Reihenfolge auf die Angehörigen des/der verstorbenen Nutzungsberechtigten mit deren 
Zustimmung über:  

 
a) auf den überlebenden Ehegatten, 
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b) auf den Lebenspartner nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft 
c) auf die Kinder, 
d) auf die Stiefkinder, 
e) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 
f) auf die Eltern, 
g) auf die vollbürtigen Geschwister, 
h) auf die Stiefgeschwister, 
i) auf die nicht unter a) - h) fallenden Erben. 

 
Innerhalb der einzelnen Gruppen c) - d) und f) - i) wird die älteste Person nutzungsberechtigt. 
Sofern keine der vorgenannten Personen innerhalb eines Jahres nach dem Ableben des/der bisherigen 
Nutzungsberechtigten die Zustimmung nach Satz 2 erklärt, erlischt das Nutzungsrecht. 

 
(10) Der/die jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus dem Kreis der in Abs. 9 Satz 2 
genannten Personen übertragen; er/sie bedarf hierzu der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
 
(11) Jede/r Rechtsnachfolger/in hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich umschreiben zu lassen. 
 
(12) Der/die jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu ergangenen Regelungen das 

Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über 
die Art der Gestaltung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 

 
(13) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten 

Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich.  
 
(14) Bei einer freiwilligen Rückgabe des Nutzungsrechts nach Ablauf der letzten Ruhefrist besteht kein Anspruch auf 

Erstattung des entsprechenden Teils der entrichteten Benutzungsgebühr 
 
(15) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig. 
 
 

§ 15 Urnengrabstätten 
 
(1) Aschen dürfen beigesetzt werden in: 
 

a) Urnenreihengrabstätten, 
b) Urnenwahlgrabstätten, 
c) Anonymen Urnenreihengrabstätten, 
d) Grabstätten für Erdbestattungen. 

 
(2) Urnenreihengrabstätten sind Aschengrabstätten, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die Dauer von 20 Jahren 

zur Beisetzung einer Asche abgegeben werden. Über die Abgabe wird eine Grabnummernkarte ausgehändigt. Ein 
Wiedererwerb des Nutzungsrechtes ist nicht möglich. In einer Urnenreihengrabstätte können mehrere Aschen nur 
gleichzeitig beigesetzt werden. Ein Wiedererwerb/eine Verlängerung des Nutzungsrechts ist nicht möglich. 

 
(3) Urnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungsrecht für die 

Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) im Todesfall bzw. an Personen, die das 65. Lebensjahr vollendet haben verliehen 
und deren Lage gleichzeitig im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt wird.  

 
(4) Die Zahl der Urnen, die in einer Urnenwahlgrabstätte bestattet werden können, richtet sich nach der Größe der 

Aschengrabstätte; die für eine Urne benötigte Mindestfläche beträgt 0,25 qm. 
 

Die Maße der Urnengrabstätten und der fertigen Grabbeete betragen in der Regel: 
a) Urnenreihengrabstätten 0,80 m x 0,80 m, 
b) Urnenwahlgrabstätten 1,00 m x 1,00 m. 

 
(5) Anonyme Urnenreihengrabstätten sind als Rasenfläche angelegte Grabstätten, die für die Dauer der Ruhefrist zur 

Bestattung einer Urne bereitgestellt werden. Die Urnen werden unter Ausschluss der Angehörigen und sonstigen 
Personen der Reihe nach bestattet. Als Bestattungsstelle wird nur das Grabfeld bekannt gegeben. Rechte und Pflichten an 
anonymen Urnenreihengrabstätten, ihre Gestaltung und Pflege stehen nur der Friedhofsverwaltung zu. 

 
(6) Soweit sich nicht aus der Friedhofssatzung etwas anderes ergibt, gelten die Vorschriften für Reihengrabstätten und für 

Wahlgrabstätten entsprechend auch für Urnengrabstätten. 
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(7) Für die Beisetzung von Urnen in Grabstätten für Sargbestattungen gelten § 13Abs. 4 letzter Satz und § 14 Abs. 3 letzter 
Satz. 

 
 

§ 16 Aschestreufeld 
 
(1) Die Asche wird auf einem von der Stadt Hilden festgelegten Bereich des Friedhofes durch Verstreuung der Asche 

beigesetzt, wenn der/die Verstorbene dies durch Verfügung von Todes wegen bestimmt hat. 
 
(2) Der Stadt Hilden ist vor der Beisetzung der Asche nach Absatz 1 die Verfügung von Todes wegen im Original 

vorzulegen. Am Aschestreufeld wird nicht gekennzeichnet, wer beigesetzt worden ist.  Grabmale und bauliche Anlagen 
(§§ 19 ff.) sind nicht zulässig. 

 
 

§ 17 Ehrengrabstätten und denkmalgeschützte Grabstätten 
 
(1) Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in geschlossenen Feldern) 

obliegen ausschließlich der Stadt Hilden. 
 
(2) Denkmalgeschützte Grabstätten sind solche Grabstätten, die im Denkmalverzeichnis der Denkmalbehörde eingetragen 

sind. Die Denkmalschutzbestimmungen sind einzuhalten. 
 
 
V. Gestaltung der Grabstätten 
 

§ 18 Allgemeine Gestaltungsvorschriften 
 
(1) Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und der Zweck dieser 

Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 
 
(2) Der Baumbestand auf den Friedhöfen steht unter besonderem Schutz. Hiervon ausgenommen sind die Grabstätten. 
 
 
VI. Grabmale und bauliche Anlagen 
 

§ 19 Allgemeines 
 

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen unterliegen unbeschadet der Bestimmungen des § 18 in ihrer Gestaltung, 
Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen zusätzlichen Anforderungen.  

 
Die Mindeststärke der Grabmale beträgt ab 0,40 m - 1,00 m Höhe 0,14  m; ab 1,00 m - 1,50 m Höhe 0,16 m und ab 
1,50 m Höhe 0,18 m. 

 
(2) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus Gründen der Standsicherheit 

erforderlich ist. 
 
(3) Die Verlegung von Einfassungen für Grabstätten an neu angelegten Grabfeldern des Hauptfriedhofes sowie auf dem 

Süd- und Nordfriedhof führt die Friedhofsverwaltung auf Kosten der verfügungsberechtigten Angehörigen bzw. 
Nutzungsberechtigten aus oder lässt sie durch einen Unternehmer ausführen. Die Kosten werden als Effektivkosten in 
Rechnung gestellt. Die Stadt ist berechtigt, vor Ausführung der Arbeiten den gesamten Betrag zu verlangen. Die 
Einfassung neu anzulegender Wahlgrabstätten auf dem alten Teil des Hauptfriedhofes muss 10 cm stark sein und 5 cm 
über dem gewachsenen Boden verlegt werden. Roter Sandstein oder Ruhrsandstein von 6 bis 8 cm Stärke und 
mindestens 50 cm Stücklänge ist erlaubt. 

 
 

§ 20 Zustimmungserfordernis 
 
(1) Die Errichtung und jede Veränderung von Grabmalen bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung. Auch provisorische Grabmale sind zustimmungspflichtig, sofern sie größer als 0,15 m x 0,30 m 
sind. Der/die Antragsteller/in hat bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte vorzulegen, bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 
(2) Den Anträgen sind zweifach beizufügen: 

a) Der Grabmalentwurf mit Grundriss und Seitenansicht im Maßstab 1 : 10 unter Angabe des Materials, seiner 
 Bearbeitung, der Anordnung der Schrift, der Ornamente und der Symbole sowie der Fundamentierung. 
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b) Soweit es zum Verständnis erforderlich ist, Zeichnungen der Schrift, der Ornamente und der Symbole im Maßstab 
 1 : 1 unter Angabe des Materials, seiner Bearbeitung, des Inhalts, der Form und der Anordnung. 

 
In besonderen Fällen kann die Vorlage eines Modells im Maßstab 1 : 10 oder das Aufstellen einer Attrappe in natürlicher 
Größe auf der Grabstätte verlangt werden. 

 
(3) Die Errichtung und jede Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen bedürfen ebenfalls der vorherigen schriftlichen 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend. 
 
(4) Die Zustimmung erlischt, wenn das Grabmal oder die sonstige bauliche Anlage nicht binnen eines Jahres nach der 

Zustimmung errichtet worden ist. 
 
(5) Die nichtzustimmungspflichtigen provisorischen Grabmale sind nur als naturlasierte Holztafeln oder Holzkreuze zulässig 

und dürfen nicht länger als 2 Jahre nach der Beisetzung verwendet werden. 
 
 

§ 21 Anlieferung 
 
(1) Bei der Anlieferung von Grabmalen oder sonstigen baulichen Anlagen ist der Friedhofsverwaltung der genehmigte 

Aufstellungsantrag auf Verlangen vorzulegen. 
 
(2) Die Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind so zu liefern, dass sie von der Friedhofsverwaltung überprüft werden 

können; Einzelheiten hierzu kann die Friedhofsverwaltung bestimmen. 
 
 

§ 22 Fundamentierung und Befestigung 
 
(1) Zum Schutz der Allgemeinheit und des Nutzungsberechtigen sind die Grabmale nach den allgemein anerkannten Regeln 

des Handwerks (Richtlinien für das Fundamentieren und Versetzen von Grabdenkmälern und Einfassungen für 
Grabstätten des  Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- und Holzbildhauerhandwerks, in der jeweils 
gültigen Fassung) so zu fundamentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen 
benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige bauliche Anlagen entsprechend. 

 
(2) Die Art der Fundamentierung und der Befestigung, insbesondere die Größe und Stärke der Fundamente, bestimmt die 

Friedhofsverwaltung gleichzeitig mit  der Zustimmung nach § 20. Die Friedhofsverwaltung kann überprüfen, ob die 
vorgeschriebene Fundamentierung durchgeführt worden ist. 

 
(3) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststärke der Grabmale bestimmt sich 

nach § 19.  
 
 

§ 23 Unterhaltung 
 
(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und verkehrssicherem Zustand zu halten. 

Verantwortlich ist insoweit bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der/die Inhaber/in der Grabnummernkarte, bei 
Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der/die jeweilige Nutzungsberechtigte. 

 
(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, sind die für die 

Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die 
Friedhofsverwaltung auf Kosten des/der Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen, 
Absperrungen) treffen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung 
nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal 
oder Teile davon auf Kosten des Verantwortlichen zu entfernen.  
Die Stadt ist verpflichtet, diese Gegenstände drei Monate auf Kosten des Verantwortlichen aufzubewahren. Ist der 
Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine 
öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von 12 Wochen aufgestellt 
wird.  

 
(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden verantwortlich, der durch das Umstürzen von Grabmalen oder sonstigen 

baulichen Anlagen verursacht wird; die Haftung der Stadt bleibt unberührt; die Verantwortlichen haften der Stadt im 
Innenverhältnis, soweit die Stadt nicht grobe Fahrlässigkeit oder Vorsatz trifft. 

 
 

§ 24 Entfernung 
 
(1) Vor Ablauf der Ruhezeit oder der Nutzungszeit dürfen Grabmale und sonstige bauliche Anlagen nur mit vorheriger 

Zustimmung der Friedhofsverwaltung entfernt werden.  
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(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit bei 
Wahlgrabstätten/ Urnenwahlgrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen zu entfernen. Geschieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabstätte abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das 
Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Grabmal oder sonstige bauliche Anlagen gehen 
entschädigungslos in das Eigentum der Stadt Hilden über, wenn dies bei Erwerb des Nutzungsrechts oder bei 
Genehmigung für die Errichtung des Grabmals oder sonstiger baulicher Anlagen schriftlich vereinbart wurde. Sofern 
Wahlgrabstätten von der Friedhofsverwaltung abgeräumt werden, hat der/die jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten 
zu tragen.  

 
(3) Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, ohne ihre Zustimmung aufgestellte Grabmale einen Monat nach 

Benachrichtigung des Inhabers der Grabnummernkarte oder des Nutzungsberechtigten auf dessen Kosten entfernen zu 
lassen. 

 
(4) Die Entfernung denkmalgeschützter Grabstätten ist nur mit Genehmigung der Denkmalschutzbehörde zulässig. 
 
 
VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 
 

§ 25 Herrichtung und Unterhaltung 
 
(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 18 hergerichtet und dauernd in Stand gehalten werden. Dies 

gilt entsprechend für den Grabschmuck. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu 
entfernen und an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Die Abdeckung der Grabstätten mit Platten jeder Art und 
Folien ist unzulässig, um eine Verwesung innerhalb der festgesetzten Ruhezeit zu gewährleisten. 

 
(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen Charakter des Friedhofsteiles und 

der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grabstätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere 
Grabstätten und die öffentlichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen. Die Pflanzenhöhe darf 1,20 m nicht 
überschreiten. 

 
(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten der/die Inhaber/in der 

Grabnummernkarte, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten der/die Nutzungsberechtigte verantwortlich. Die 
Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. Die Friedhofsverwaltung kann verlangen, 
dass der/die Nutzungsberechtigte nach Ende der Nutzungszeit oder Ruhezeit die Grabstätte abräumt. 

 
(4) Die Herrichtung und jede wesentliche Änderung bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung der 

Friedhofsverwaltung. Der/die Antragsteller/in hat bei Reihengrabstätten/Urnenreihengrabstätten die Grabnummernkarte 
vorzulegen, bei Wahlgrabstätten/Urnenwahlgrabstätten sein/ihr Nutzungsrecht nachzuweisen. 

 
(5) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und pflegen oder damit einen 

zugelassenen Friedhofsgärtner beauftragen. Die Friedhofsverwaltung kann im Rahmen des Friedhofszwecks die 
Herrichtung und die Pflege übernehmen. 

 
(6) Reihengrabstätten/Wahlgrabstätten sowie Urnenreihengrabstätten und Urnenwahlgrabstätten müssen binnen 3 Monaten 

nach Belegung/Erwerb des Nutzungsrechtes abgeräumt und spätestens nach 6 Monaten gärtnerisch hergerichtet sein. Bei 
der gärtnerischen Herrichtung wird empfohlen, auf Torf zu verzichten. 

 
(7) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb der Grabstätten obliegt 

ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 
 
(8) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grabpflege ist nicht gestattet. 
 
(9) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten der Trauerfloristik, insbesondere 

in Kränzen, Trauergebinden, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei Grabeinfassungen sowie bei 
Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwendet werden. Ausgenommen sind Grabvasen, 
Markierungszeichen, Gießkannen und anderes Kleinzubehör. Solche Gegenstände sind nach Ende des Gebrauchs vom 
Friedhof zu entfernen oder in den zur Abfalltrennung vorgesehenen Behältnissen abzulegen. 

 
 

§ 26 Gestaltungsvorschriften 
 
Die gärtnerische Herrichtung und Unterhaltung der Grabstätten unterliegt unbeschadet der Bestimmungen der §§ 19 und 25 
keinen zusätzlichen Anforderungen. 
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§ 27 Vernachlässigung der Grabpflege 
 
(1) Wird eine Reihengrabstätte/Urnenreihengrabstätte oder Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte nicht ordnungsgemäß 

hergerichtet oder gepflegt, hat der/die Verantwortliche (§ 25 Abs. 3) nach schriftlicher Aufforderung der 
Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen.  
Kommt der/die Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung in diesem Fall die 
Grabstätte auf seine/ihre Kosten in Ordnung bringen oder bringen lassen. Die Friedhofsverwaltung kann auch das 
Nutzungsrecht ohne Entschädigung entziehen, soweit sie den/die Verantwortliche/n schriftlich unter Fristsetzung hierauf 
hingewiesen hat. In dem Entziehungsbescheid wird der/die Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmal und die 
sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des Entziehungsbescheides zu entfernen. 

 
(2) Ist der/die Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, wird durch eine öffentliche 

Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege hingewiesen.  
Außerdem wird der/die unbekannte Verantwortliche durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgefordert, sich mit 
der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt die Aufforderung oder der Hinweis drei Monate unbeachtet, 
kann die Friedhofsverwaltung 

 
a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsähen und  
b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

 
(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Aufforderung nicht befolgt oder ist 

der/die Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung 
den Grabschmuck entfernen.  

 
(4) Die Bestimmungen des § 3Abs. 7 sind zu beachten. 
 
 

§ 28 Vorzeitige Rückgabe des Nutzungsrechtes 
 
Will der/die Nutzungsberechtigte ausnahmsweise vor Ablauf der Ruhefrist auf das Nutzungsrecht verzichten, so hat er/sie 
einen Antrag an die Friedhofsverwaltung zu stellen. Dem Antrag kann entsprochen werden, wenn die Restruhezeit 5 Jahre 
nicht übersteigt und wenn besondere persönliche Gründe wie insbesondere hohes Alter, physischer oder psychischer 
schlechter Gesundheitszustand vorliegen. Wird dem Antrag entsprochen, ist er ferner verpflichtet, Grabstein, Bepflanzungen 
und Grabzubehör zu entfernen und die Grabstätte nach dem Einplanieren einzusäen. Für die Unterhaltung der Grabstätte bis 
zum Ablauf der Ruhefrist ist eine jährliche Pflegepauschale von dem/der Nutzungsberechtigten im Voraus zu entrichten. 
 
 
VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 
 

§ 29 Benutzung der Leichenhalle 
 
(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen bis zur Bestattung. Sie dürfen nur mit Erlaubnis der 

Friedhofsverwaltung und in Begleitung eines Angehörigen des Friedhofspersonals betreten werden. 
 
(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die Angehörigen die Verstorbenen 

während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind spätestens eine Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder 
Beisetzung endgültig zu schließen. § 30 Abs. 2 bleibt unberührt. 

 
(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbenen sollen in einem besonderen Raum der 

Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der 
vorherigen Zustimmung des/der Amtsarztes/ärztin. 

 
 

§ 30 Trauerfeier 
 
(1) Die Trauerfeiern können nur  im Feierraum der Trauerhalle abgehalten werden. Ausnahmen können durch die 

Friedhofsverwaltung genehmigt werden. 
 
(2) Auf Antrag der Hinterbliebenen kann die örtliche Ordnungsbehörde gestatten, dass während der Trauerfeier der Sarg 

geöffnet wird. Der Antrag kann nicht genehmigt werden, wenn der oder die Verstorbene an einer ansteckenden 
übertragbaren Krankheit nach dem Infektionsschutzgesetz gelitten, die Leichenverwesung bereits begonnen hat oder die 
Ausstellung der Leiche der Totenwürde oder dem Pietätsempfinden der an der Trauerfeier Teilnehmenden 
widersprechen würde. 
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(3) Die Benutzung der Trauerhalle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an einer meldepflichtigen übertragbaren 
Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zustandes der Leiche bestehen oder die Leiche nicht mindestens 1 
Stunde vor Beginn der Trauerfeier in die Trauerhalle überführt worden ist. 

 
(4) Die Trauerfeiern sollen jeweils nicht länger als 20 Minuten dauern. In begründeten Ausnahmefällen kann nach 

vorheriger Anmeldung die Friedhofsverwaltung eine Verlängerung der Trauerfeier genehmigen. 
 
(5) Jede gewerbsmäßige Musik- und jede Gesangsdarbietung, sowie Lautsprecherübertragungen auf den Friedhöfen bedarf 

der vorherigen Anmeldung bei der Friedhofsverwaltung. Die Auswahl der Musiker und der Darbietung muss 
gewährleisten, dass ein würdiger Rahmen gewahrt bleibt. 
Die stadteigenen Musikinstrumente in den Feierräumen dürfen grundsätzlich nur von den durch die Friedhofsverwaltung 
zugelassenen Musikern gespielt werden. 

 
 
IX. Schlussvorschriften 
 

§ 31 Alte Rechte 
 
(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung bereits verfügt hat, richten sich 

die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisherigen Vorschriften. 
 
(2) Im Übrigen gilt diese Satzung. 
 
 

§ 32 Haftung 
 
Die Stadt Hilden haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Benutzung der Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer 
Einrichtungen, durch dritte Personen oder durch Tiere entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und 
Überwachungspflichten. Im Übrigen haftet die Stadt Hilden nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über 
Amtshaftung bleiben unberührt. 
 
 

§ 33 Gebühren 
 
Für die Benutzung der von der Stadt Hilden verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind die Gebühren nach der 
jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 
 
 

§ 34 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

a) sich als Besucher entgegen § 5 Abs. 1 nicht der Würde des Friedhofes entsprechend verhält oder Anordnungen des 
Friedhofspersonals nicht befolgt, 

b) die Verhaltensregeln des § 5 Abs. 2 missachtet, 
c) entgegen § 5 Abs. 5 Totengedenkfeiern ohne vorherige Zustimmung der Friedhofsverwaltung durchführt, 
d) als Gewerbetreibender entgegen § 6 ohne vorherige Zulassung tätig wird, außerhalb der festgesetzten Zeiten 

Arbeiten durchführt oder Werkzeuge oder Materialien unzulässig lagert, 
f) eine Bestattung entgegen § 7 Abs. 1 der Friedhofsverwaltung nic ht anzeigt, 
g) entgegen § 20 Abs. 1 und 3, § 24 Abs. 1 ohne vorherige Zustimmung Grabmale oder bauliche Anlagen errichtet, 

verändert oder entfernt, 
h) Grabmale entgegen § 22 Abs. 1 nicht fachgerecht befestigt und fundamentiert oder entgegen § 23 Abs. 1 nicht in 

verkehrssicherem Zustand erhält, 
i) nicht verrottbare Werkstoffe, insbesondere Kunststoffe, entgegen § 25 Abs. (9) verwendet oder so beschaffenes 

Zubehör oder sonstigen Abraum oder Abfall nicht vom Friedhof entfernt oder in den bereitgestellten Behältern 
entsorgt, 

j) Grabstätten entgegen § 27 vernachlässigt. 

 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu 1.000 Euro geahndet werden. 
 
(3) Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der jeweils gültigen 

Fassung. 
Zuständige Behörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 OWiG ist der Bürgermeister 
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§ 36 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Veröffentlichung in Kraft.  
Gleichzeitig treten die Friedhofssatzung vom 20.06.1996 und alle übrigen entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften 
außer Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die vorstehende Satzung über die Friedhöfe der Stadt Hilden - Friedhofssatzung – vom 14.12.2006 wird hiermit öffentlich 
bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o.g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

8. 28. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren ( Straßenreinigungs- und Gebührensatzung ) vom 28.10.1980 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein - Westfalen, der §§ 3 und 4 des Gesetzes über die Reinigung 
öffentlicher Straßen (StReinGNW) und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAGNW), jeweils in den zur Zeit gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 
folgende 28. Nachtragssatzung zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von Straßenreinigungsgebühren 
(Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) vom 28.10.1980 beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Der § 6 Abs. 4 erhält folgende Fassung 
 
(4) Bei einmaliger 14-täglicher Reinigung der Fahrbahn beträgt die Benutzungsgebühr jährlich je Meter Grundstücksseite 

(Abs. 1 - 3), wenn das Grundstück erschlossen wird durch eine Straße, die überwiegend 
 
 
 

 bei 14 tägl. 

Reinigung 

a) dem Fußgängerverkehr dient (Fußgängerzone) 1,48 € 

b) dem Anliegerverkehr dient (Anliegerstraße) 1,98 € 

c) dem Verkehr innerhalb von Baugebieten oder innerhalb von im Zusammenhang 
bebauten Ortsteilen dient (Haupterschließungsstraße) 

1,78 € 

d) dem durchgehenden innerörtlichen Verkehr dient (Hauptverkehrsstraße) 1,58 € 

e) dem überörtlichen Durchgangsverkehr dient (Hauptverkehrsstraße) 1,38 € 

 
Wird eine Straße während 14-täglichen Reinigungsintervalls gemäß den Festlegungen des Straßenverzeichnisses 
mehrmals gereinigt, vervielfacht sich die Benutzungsgebühr entsprechend.  
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§ 2 
 

Teil 1 des Straßenverzeichnisses mit Stand vom 01.01.2006 in der zuletzt gültigen Fassung das gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 
der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung Bestandteil dieser Satzung ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. Neuaufnahme und Änderung bestehender Eintragungen 
 
1443 Am alten Sportplatz ganz 

1434 Am Bürenbach ganz 

1124a An der Bibelskirch von Hochdahler Straße bis Einmündung Am Bürenbach 

1124b An der Bibelskirch von Am Bürenbach bis Unterführung der Autobahn A 3  

1143c Bismarckstraße von Berliner Straße bis Hagdornstraße 

1154a Buchenweg ohne Sackgasse vor Haus Nr 11 (Flur 20, Flurstück 515) 

1157 Dagobertstraße ganz 

1379 Frans-Hals-Weg ganz 

1438 Großhülsen von Hülsenstraße bis Ende 

1378 Hans-Sachs-Straße ganz 

1218a Henkenheide von Walder Straße bis Haus Nr. 41 

1241 J.-Sebastian-Bach-Str. ganz 

1276 Lodenheide ganz 

1281a Marienweg von Gerresheimer Straße bis Brücke Hoxbach 

1334a Schalbruch ganz, ausgen. südl. Stichstraßen 

1336 Schillerstraße ganz 

1342a Schulstraße ganz, ausgenommen Strecke von Robert-Gies-Str. bis Mittelstraße 

1343 Schumannstraße ganz 

1348 Talstraße ganz 

1363a Weidenweg ohne Bereich Nr. 1363b 

1364c Weststraße von der Liebigstraße bis zur Einmündung Agnes-Pockels-Straße 

 
Festlegung der Straßenart, Häufigkeit der Reinigung und Festlegung der Reinigungspflichtigen mit Reinigungsabschnitt 
gemäß nachstehender Liste. 
 

Reinigung durch 

Stadt 
Grundstücks- 
eigentümer 

Häufigkeit 
der 

Reinigung 
(14-täglich) 

Straßen- 
art 

Straßen-
schlüssel 

Straßenname 
 

Liste zu § 2 
Fahr- 
bahn 

Fuß- 
gänger- 

zone 

Gehweg 
und 

Radweg 

Fahrbahn, 
Gehweg 

und 
Radweg 

  

1443 Am alten Sportplatz ganz       x 1 1 
1434 Am Bürenbach ganz       x 1 1 
1124a An der Bibelskirch von Hochdahler Straße 

bis Einmündung Am 
Bürenbach 

x   x   1 1 

1124b An der Bibelskirch von Am Bürenbach bis 
Unterführung der 
Autobahn - A 3 - 

      x 1 1 

1143c Bismarckstraße von Berliner Straße bis 
Hagdornstraße 

x   x   1 2 

1154a Buchenweg ohne Sackgasse vor 
Haus Nr 11 
 (Flur 20, Flurstück 
515) 

x   x   1 2 

1157 Dagobertstraße ganz x   x   1 1 
1379 Frans-Hals-Weg ganz x   x   1 1 
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1438 Großhülsen von Hülsenstraße bis 
Ende 

x   x   1 1 

1378 Hans-Sachs-Straße ganz x   x   1 2 
1218a Henkenheide von Walder Straße bis 

Haus Nr. 41 
x   x   1 1 

1241 J.-Sebastian-Bach-Str. ganz x   x   1 2 
1276 Lodenheide ganz x   x   1 1 
1281a Marienweg von Gerresheimer 

Straße bis Brücke 
Hoxbach 

x   x   1 1 

1334a Schalbruch ganz, ausgen. südl. 
Stichstraßen 

x   x   1 2 

1336 Schillerstraße ganz x   x   1 1 
1342a Schulstraße ganz, ausgenommen 

Strecke von Robert-
Gies-Str. bis 
Mittelstraße 

x   x   1 1 

1343 Schumannstraße ganz x   x   1 2 
1348 Talstraße ganz x   x   1 1 
1363a Weidenweg ohne Bereich Nr. 1363b x   x   1 2 
1364c Weststraße von der Liebigstraße 

bis zur Einmündung 
Agnes-Pockels-Straße 

x   x   1 1 

 
 

§ 3 
 

Teil 2 des Straßenverzeichnisses mit Stand vom 01.01.2006 in der zuletzt gültigen Fassung das gemäß § 2 Abs. 1 Satz 3 
der Straßenreinigungs- und Gebührensatzung Bestandteil dieser Satzung ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. Neuaufnahme und Änderung bestehender Eintragungen 
 
10001 Benrather Straße Weg zwischen Schwanenplatz und Benrather Straße 
10090 Kalstert Weg zwischen Max-Volmer-Straße und Kalstert 
10022 Kiefernweg Weg von Ecke Zur Verlach/Kiefernweg in östl. Richtung zur 

Stadtgrenze 
10070 Nordstraße Weg von der Nordstraße zur Koennecke Straße (nur Flurstück 

302 der Flur 10) 
 
Festlegung der Straßenart, Häufigkeit der Reinigung und Festlegung der Reinigungspflichtigen mit Reinigungsabschnitt 
gemäß nachstehender Liste. 
 

R e i n i g u n g  d u r c h 

Stadt Grundstücks- 
eigentümer 

Wege- 
Nr. 

Fußgänger-Fahrradwege 
 
Sie finden die gesuchten Fuß- und Fahrrad- 
wege unter der angeschlossenen Straße  
in alphabetischer Reihenfolge 
 
Liste zu § 3 
 

Fahr- 
bahn 

Fuß- 
gänger- 
zone 

Geh-weg 
und 
Rad-weg 

Fahrbahn, 
Gehweg 
und 
Radweg 

Häufigkeit 
der 

Reinigung 
(14-täglich) 

Straßen- 
art 

II. Straße Fußgänger-Fahrradweg             

10001 Benrather 
Straße 

Weg zwischen Schwanenplatz und 
Benrather Straße 

      x 1 1 

10090 Kalstert Weg zwischen Max-Volmer-Straße 
und Kalstert 

    x   1 1 

10022 Kiefernweg Weg von Ecke Zur 
Verlach/Kiefernweg in östl. 
Richtung zur Stadtgrenze 

      x 1 1 

10070 Nordstraße Weg von der Nordstraße zur 
Koennecke Straße(nur Flurstück 
302 der Flur 10) 

    x   1 1 
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§ 4 
Inkrafttreten 

 
Die Nachtragssatzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 28. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Straßenreinigung und die Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren (Straßenreinigungs- und Gebührensatzung) der Stadt Hilden vom 28.10.1980 wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o. g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

9. 10. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Gebührensatzung zur Abfallentsorgungssatzung der Stadt Hilden vom 
14.12.1995 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) und der §§ 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW) in Verbindung mit der Satzung über die 
Abfallentsorgung der Stadt Hilden (Abfallentsorgungssatzung), jeweils in den z.Z. geltenden Fassungen, hat der Rat der Stadt 
Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende 10. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung vom 14.12.1995 zur 
Abfallentsorgungssatzung der Stadt Hilden beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung vom 14.12.1995 zur Abfallentsorgungssatzung der Stadt Hilden in der z.Z. gültigen Fassung wird wie 
folgt geändert: 
§ 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

 
(1) Die Höhe der Abfallentsorgungsgebühr richtet sich nach der Zahl der Abfallbehälter und der Häufigkeit des 

Einsammelns und Beförderns. 
 
Sie beträgt jährlich 
 

a. für jeden 40-l-Müllgroßbehälter 52,80 € 

b. für jeden 60-l-Müllgroßbehälter 79,20 € 

c. für jeden 80-l-Müllgroßbehälter 105,60 € 

d. für jeden 120-l-Müllgroßbehälter 158,40 € 

e. für jeden 240-l-Müllgroßbehälter 316,80 € 

f. für jeden 660-l-Großraumabfallbehälter 871,20 € 

g. für jeden 770-l-Großraumabfallbehälter 1.016,40 € 

h. für jeden 1.100-l-Großraumabfallbehälter 1.452,00 € 

i. für jede 120-l-Biotonne 13,20 € 

j. für jede 240-l-Biotonne 26,40 € 

 

bei 14-täglich einmaligem Einsammeln und Befördern. 
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Die Abfallentsorgungsgebühr beträgt jährlich 
 

k. für jeden 660-l-Großraumabfallbehälter 1.742,40 € 

l. für jeden 770-l-Großraumabfallbehälter 2.032,80 € 

m. für jeden 1.100-l-Großraumabfallbehälter 2.904,00 € 

 

bei wöchentlich einmaligem Einsammeln und Befördern. 
 
(2) Für das Einsammeln und Befördern von Abfallsäcken beträgt die Gebühr je Abfallsack 4,00 €. 
 
(3) Für den Tausch/Erwerb und die Lieferung von Müllgroßbehältern und Biotonnen werden folgende Gebühren erhoben: 

 

a. Austausch von Müllgroßbehältern / Biotonnen auf dem städt. Bauhof 
(je zu tauschendem Gefäß) 5,00 € 

b. Lieferung /Abholung von Müllgroßbehältern / Biotonnen an/vom anschlusspflichtigen 
Grundstück 
(je zu tauschendem Gefäß) 10,00 € 

c. Erwerb von im Handel nicht erhältlichen Müllgroßbehältern in gebrauchtem Zustand 
(je Gefäß) 15,00 € 

 
(4) Die Servicegebühr für die Dienstleistung des § 14 Abs. 7 der Abfallentsorgungssatzung beträgt: 

 

a. bei wöchentlich einmaligem Einsammeln und Befördern 276,10 € 

b. bei 14-täglich einmaligem Einsammeln und Befördern 138,05 € 

 
Die Gebührenpflicht entsteht mit dem ersten des auf die erstmalige Inanspruchnahme der Serviceleistung folgenden 
Monats. Sie endet mit dem Ende des Monats, in dem die Inanspruchnahme der Serviceleistung des § 14 Abs. 7 der 
Abfallentsorgungssatzung schriftlich abgemeldet wird. 

 
 

§ 2 
 

Es wird folgender § 4a eingefügt: 
§ 4a 

Gebühren für Zusatzleistungen 
 
(1) Für die Entsorgung von Bauschutt auf dem Zentralen Bauhof in Kleinmengen (ca. 50 ltr.) wird eine Sondergebühr 

erhoben.  
Sie beträgt 5,00 € pro 50 Liter bzw. pro Waschbecken oder Toilettenschüssel. 
 

(2) Für die Abholung von Sperrmüll im Schnellservice (Abholung innerhalb von 3 Werktagen nach Eingang der 
Anmeldung) wird eine Sondergebühr von 40,00 € erhoben. 

 
(3) Für eine zusätzliche Entsorgung eines Sammelbehälters für Restmüll bzw. eines überfüllten oder überschweren 

Sammelbehälters gem. § 13 (3) AES wird 1/26 der Jahresgebühr nach § 4 (1)Bst. a - h berechnet. 
 
(4) Für eine zusätzliche Entsorgung eines nicht vorschriftsmäßig befüllten Sammelbehälters für Abfälle zur Verwertung 

gem. § 13 (4) AES wird 1/26 der Jahresgebühr nach § 4 (1) Bst. a - h berechnet. 
 
(5) Für eine zusätzliche Abholung eines Papiercontainers (1.100 ltr.) über den 4 wöchentlichen Turnus hinaus, wird eine 

zusätzliche Gebühr in Höhe von 11,21 € erhoben.  
 
(6) Gebührenpflichtig für die Gebühren nach den Absätzen 1 – 5 ist derjenige, der die Leistung in Anspruch nimmt. 

Die Gebühr nach Absatz 1 wird sofort fällig und ist auf dem Zentralen Bauhof in bar zu entrichten. Gebühren nach den 
Absätzen 2 – 5 sind innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Gebührenbescheides zu begleichen.  
Nicht im Gebührentarif aufgeführte Leistungen werden entsprechend dem Aufwand und den aktuellen 
Stundenverrechnungssätzen abgerechnet. 

 
 

§ 3 
 
Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 22/06 – Seite 23 
 

 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 10. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über Gebühren zur Abfallentsorgungssatzung der 
Grundstücke im Stadtgebiet Hilden vom 14.12.1995 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o.g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

10. 7. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Hilden - 
Abfallentsorgungssatzung – vom 13.04.2000 
 
Aufgrund der §§ 7 und 8 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Juli 1994 (GV. NRW, S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV. NRW, S. 811), der §§ 8 und 9 des 
Abfallgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NW) vom 21. Juni 1988, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26.11.2002 (GV. NRW, S. 708, 731), des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) vom 27. September 1994 
(BGBl. I, S. 2705 ff.), zuletzt geändert durch Art. 57 Siebte Zuständigkeits-Verordnung vom 25.01.2004 (BGBl. I S. 2785) 
(BGBl. I, S. 2455), § 7 der Gewerbeabfall-Verordnung vom 19.06.2002 (BGBl. I 2002, S.1938ff.) sowie des § 17 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I, S. 602), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 24.08.2004 (BGBl. I, S. 3574) hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung vom 13.12.2006 
folgende 7. Nachtragssatzung beschlossen: 
 
 

§ 1 
 
1. § 2 Absatz 2 Nr. 7 erhält folgende Fassung:  

Annahme von Wertstoffen (Grünabfälle, Altpapier, Altmetall, Elektroaltgeräte, Bauschutt u. a.) in haushaltsüblichen 
Kleinmengen gem. jeweils aktuellem Abfallkalender der Stadt Hilden. 

 
2. § 2 Absatz 2 Nr. 10 erhält folgende Fassung: 

Aufstellen, Unterhalten und Entleeren von  Straßenpapierkörben. 
 
Das Einsammeln und Befördern der Abfälle erfolgt durch eine grundstücksbezogene Abfallentsorgung mit 
Abfallgefäßen (Restmüllgefäße, Biotonnen, Altpapiertonnen), durch grundstücksbezogene Sammlungen im Holsystem 
(Sperrmüllsammlung, Entsorgung von Elektroaltgeräten) sowie durch eine getrennte Einsammlung im Bringsystem von 
Abfällen außerhalb der regelmäßigen grundstücksbezogenen Abfallentsorgung auf dem Zentralen Bauhof (Container für 
Kleinmengen: Grünabfall, Altmetalle, Altpapier, Bauschutt und Elektroschrott,  Erfassung von schadstoffhaltigen 
Abfällen über das Schadstoffmobil). Die näheren Einzelheiten regeln die §§ 4, 10 – 15 dieser Satzung. 
 

3. § 2 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
Über das Duale System der Privatwirtschaft werden Altglas (Depot-Container-Standorte), Verpackungen aus Pappe und 
Papier (Altpapiertonne) und Leichtstoffverpackungen (Gelber Sack/Tonne) erfasst. Jede Besitzerin und jeder Besitzer 
dieser Wertstoffe ist aufgefordert, hierfür die zur Verfügung gestellten Behältnisse zu benutzen. 
 

4. § 3 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 
Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt Hilden sind gemäß § 15 Abs. 3 KrW/AbfG mit Zustimmung der 
zuständigen Behörde ausgeschlossen: 
 
Abfälle, die aufgrund einer  Rechtsverordnung nach § 24 KrW-AbfG einer Rücknahmepflicht unterliegen, bei denen 
entsprechende Rücknahmevorrichtungen tatsächlich zur Verfügung stehen und bei denen die Stadt/Gemeinde nicht durch 
Erfassung als ihr übertragene Aufgabe bei der Rücknahme mitwirkt (§ 15 Abs. 3 Satz 1  KrW-/AbfG). 

 
Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen, insbesondere aus Gewerbe- und 
Industriebetrieben, soweit diese nach Art, Menge oder Beschaffenheit nicht mit den in Haushaltungen anfallenden 
Abfällen eingesammelt, befördert oder beseitigt werden können oder die Sicherheit der umweltverträglichen Beseitigung 
im Einklang mit den Abfallwirtschaftsplänen des Landes durch einen anderen Entsorgungsträger oder Dritten 
gewährleistet ist (§ 15 Abs. 3 Satz 2 KrW-/AbfG). Diese Abfälle sind nicht in der als Anlage zu dieser Satzung 
beigefügten Liste 1 aufgeführt; die Liste 1 ist Bestandteil dieser Satzung. 
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5. § 4 C Absatz 2 Sperrgut erhält folgende Fassung: 
Sperrgut sind bewegliche Haushalts- und Einrichtungsgegenstände, die wegen Größe und Umfang nicht in die 
Restmülltonne passen. 
Sperrgut muss in Bezug auf Gewicht und Größe von 2 Personen verladen werden können. Je Anmeldung darf eine 
Menge von 2 m³ nicht überschritten werden. Neben der herkömmlichen Abholung bietet die Stadt eine Abholung von 
Sperrgut im Schnellservice an (Abholung innerhalb von 3 Werktagen nach Eingang der Anmeldung). Für diesen 
Expressservice wird eine Sondergebühr erhoben. 

 
6. § 11 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

Jeder Grundstückseigentümer ist verpflichtet, bei Grundstücken mit privaten Haushaltungen ein 
Mindestrestmüllvolumen von 15 Litern pro Person und Woche für jede auf dem Grundstück mit Haupt- oder 
Nebenwohnsitz gem. den Bestimmungen des MeldeG NW gemeldete Person vorzuhalten. Dieses Mindestmüllvolumen 
setzt eine ordnungsgemäße Nutzung der vorhandenen Wertstoffsammelsysteme (Altpapiertonne, Gelbe Tonne/Sack, 
Glascontainer) voraus. 

 
7. § 13 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

Die erforderlichen schwarz-grauen Abfallbehälter (Müllgroßbehälter, Großraumabfallbehälter), die eine  beschaffen und 
zu unterhalten. Sie verbleiben im Eigentum der Anschlusspflichtigen. Für die Beschaffung der Abfallsäcke gilt 
§ 17 Abs. 2.  

 
8. § 13 Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

Die Abfallbehälter dürfen nur soweit gefüllt werden, dass sich der Deckel schließen lässt. Abfälle dürfen nicht in 
Abfallbehälter eingestampft (insbesondere nicht maschinell verdichtet)oder in ihnen verbrannt werden. Es ist nicht 
gestattet, brennende, glühende oder heiße Abfälle in Abfallbehälter zu füllen. Die befüllten Behälter dürfen folgende 
Gewichte nicht überschreiten: 
Müllgroßbehälter - MGB -   (   40 l)     20 kg 
Müllgroßbehälter - MGB -   (   60 l)     30 kg 
Müllgroßbehälter - MGB -   (   80 l)     40 kg 
Müllgroßbehälter - MGB -   ( 120 l)     50 kg 
Müllgroßbehälter - MGB -   ( 240 l)     80 kg 
Großraumabfallbehälter   -   ( 660 l)   250 kg 
Großraumabfallbehälter   -   ( 770 l)   280 kg 
Großraumabfallbehälter   -  (1100 l)   380 kg 

 
9. § 13 Absatz 4 erhält folgenden Buchstaben f.: 

Die Leerung überfüllter, überschwerter oder fehlbefüllter Sammelbehälter kann durch die Stadt verweigert werden. Die 
Stadt bietet in solchen Fällen (bei beseitigter Überfüllung / beseitigtem Übergewicht)eine Sonderleerung gegen Gebühr 
an. 

 
10. § 18 Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

Abfälle gelten zum Einsammeln und Befördern als angefallen, wenn die Voraussetzungen des Abfallbegriffes gem. § 3 
Abs. 1 KrW-/AbfG erstmals erfüllt sind und sie in zugelasssenen Abfallbehältnissen auf dem Grundstück (Holsystem) 
oder in sonst bereitgestellte Sammelcontainer (Bringsystem) zweckentsprechend (ordnungsgemäß sortiert gem. § 13(4)) 
eingebracht sind. 

 
§ 2 

 
Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 7. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Hilden – 
Abfallentsorgungssatzung – vom 13.04.2000 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o.g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
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11. 13. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden 

(Friedhofsgebührensatzung) vom 20.06.1996 
 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) und des § 4 des Gesetzes über das 
Friedhofs- und Bestattungswesen (Bestattungsgesetz - BestG NRW) vom 17. Juni 2003 (GV. NRW. S. 313) und der §§ 4 und 
6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NW), jeweils in den z.Z. gültigen Fassungen, hat 
der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 folgende 13. Nachtragssatzung zur Gebührensatzung vom 
20.06.1996 für die Friedhöfe der Stadt Hilden (Friedhofsgebührensatzung) beschlossen:  
 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung vom 20.06.1996 für die Friedhöfe der Stadt Hilden (Friedhofsgebührensatzung) wird wie folgt 
geändert: 
 
Der gemäß § 1 Abs. 2 der Friedhofsgebührensatzung zu dieser Satzung gehörende Gebührentarif erhält folgende Fassung: 
Gebührentarif zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden vom 20.06.1996 
 

Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr 
€ 

Erwerb des Nutzungsrechts an Grabstellen  
1. Reihen- u. Wahlgräber  
1.1 Reihengräber für Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr - 

Kindergräber (15 Jahre Ruhezeit) 
374,- 

1.1.2 anonyme Reihengräber für Kinder bis zum vollendeten  
5. Lebensjahr - Kindergräber (15 Jahre Ruhezeit) 

374,- 

1.2 Reihengräber für Personen über 5 Jahre (20 Jahre Ruhezeit) 486,- 
1.2.2 anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre  

(20 Jahre Ruhezeit) 
486,- 

1.3 Wahlgräber - je Stelle - (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.495,- 
1.4 Wahlgräber als Tiefengräber (30 Jahre Nutzungsrecht) 2.091,- 
1.5 Nachträgliche Herrichtung einer Wahlgrabstelle als Tiefengrab für jedes Jahr der Ruhefrist (aufgerundet 

auf volle Jahre) 1/60 der Gebühr nach 
Tarif-Nr. 1.4 

1.6 Pflegefreie Reihengräber ab vollendetem 5. Lebensjahr (20 Jahre 
Ruhezeit) 

775,- 

2 Urnengräber 
 

2.1.1 Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit) 472,- 
2.1.2 anonyme Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit) 472,- 
2.2 Urnenwahlgräber (30 Jahre Nutzungsrecht) 1.475,- 
2.3 Aschestreufeld (20 Jahre Ruhezeit) 1.480,- 
3 Sonstige Erwerbskosten  
3.1 Wiedererwerb die jeweils volle Gebühr nach Tarifstelle 1 
3.2 Verlängerung des Nutzungsrechts Unter Beachtung der Ruhezeit (§ 11 der 

Friedhofssatzung) für jedes Jahr der 
Verlängerung (aufgerundet auf volle 

Jahre) 1/30 der Gebühr nach Tarif-Nr. 1.3 
oder 1.4 oder 2.2 

3.3 Hinzuerwerb einer Grabstelle gemäß § 15 Abs. 3 der 
Friedhofssatzung 

Unter Beachtung des Nutzungsrechts an 
der bereits innehabenden Grabstelle für 

jedes Jahr der Nutzungsdauer (aufgerundet 
auf volle Jahre) 1/30 der Gebühr nach 

Tarif-Nr. 1.3 oder 1.4 oder 2.2 
3.4 Umschreibung des Nutzungsrechts Neuregelung in der Tarifstelle Sonstige 

Gebühren 
4 Grabbereitung: 

(Eingeschlossen sind Grabanfertigung, Grabausschmückung, 
Grabschließung und Kranzüberführung) 

 

4.1 Reihengräber für Kinder bis zum vollend.5. Lebensjahr - 
Kindergräber - 

82,- 

4.1.1 Anonyme Reihengräber für Kinder bis zum vollend.5. Lebensjahr - 
Kindergräber 

82,- 
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Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr 
€ 

4.2 Reihengräber für Personen über 5 Jahre 379,- 
4.2.1 Anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre 379,- 
4.3 Wahlgräber für Kinder bis zum vollend.5. Lebensjahr - Kin-

dergräber - auch bei Anfertigung eines Tiefengrabes 
82,- 

4.4 Wahlgräber für Personen über 5 Jahre 437,- 
4.5 Wahlgräber für Personen über 5 Jahre als Tiefengrab 585,- 
4.6 Urnen-Reihengräber 107,- 
4.6.1 Anonyme Urnen-Reihengräber 107,- 
4.7 Urnen-Wahlgräber 107,- 
4.8 Für Aschebeisetzungen in für Erdbestattungen bestimmte 

Wahlgräber 
107,- 

4.10 Tieferlegung von Gebeinen bei nachträglicher Herrichtung einer 
Wahlgrabstätte als Tiefgrab 

Gebühr nach Tarif-Nr. 5.2, 4.11 jeweils in 
voller Höhe und Gebühr nach Tarif-Nr.1.5 

4.11 Zwei gleichzeitige Sargbeisetzungen in einem Tiefengrab Gebühr nach Tarif-Nr. 4.5 
5 Ausgrabungen / Umbettungen  
5.1 Kinder bis zum vollend. 5. Lebensjahr vor Ablauf der Ruhezeit 630,- 
5.2 Personen über 5 Jahre vor Ablauf der Ruhezeit 1.890,- 
5.3 Kinder bis zum vollend. 5. Lebensjahr nach Ablauf der Ruhezeit 394,- 
5.4 Personen über 5 Jahre nach Ablauf der Ruhezeit 404,- 
5.5 Urnen 316,- 
5.6 Wiederbeisetzung auf Friedhöfen der Stadt Hilden 

In den Gebühren sind die Kosten für Gebeinsärge und für an 
Grabanlagen entstehende Schäden sowie Gestellung von 
Hilfskräften nicht enthalten. 

Gebühr nach Tarif-St. 4 

6 Gebühr für die Genehmigung von Grabmalen jeglicher Art  
6.1 Reihengräber 

stehende Grabmale (15 Jahre)(incl. Standfestigkeitsprüfung) 
stehende Grabmale (20 Jahre) (incl. Standfestigkeitsprüfung) 
liegende Grabmale (ohne Standfestigkeitsprüfung) 

 
41,- 
46,- 
26,- 

6.2 Wahlgräber 
stehende Grabmale (incl. Standfestigkeitsprüfung) 
liegende Grabmale (ohne Standfestigkeitsprüfung) 

 
56,- 
26,- 

6.3 Genehmigungen von Einfassungen im alten Teil des Stadtfriedhofes 15,- 
7 Sonstige Gebühren  
7.1 Umschreibung des Nutzungsrechts 17,- 
7.2 entfällt  
7.3 Genehmigung zum Befahren der Friedhöfe mit Privat - PKW 13,- 
7.4 entfällt  
7.5 Benutzung der Leichenzelle  86,- 

7.6 entfällt  

7.7 entfällt  
7.8 Benutzung und Ausschmückung der Trauerhalle 240,- 
8 Unterhaltung von Grabstellen   
8.1 Unterhaltung anonymer Begräbnisstätten  
8.1.1 Anonyme Reihengräber bis zum vollendeten 5. Lebensjahr  

(15 Jahre Ruhezeit) 
197,- 

8.1.2 Anonyme Reihengräber für Personen über 5 Jahre  
(20 Jahre Ruhezeit) 

262,- 

8.1.3 Anonyme Urnenreihengräber (20 Jahre Ruhezeit) 130,- 
8.2 Unterhaltung bei Rückgabe des Nutzungsrechtes bis zum Ablauf 

der Ruhefrist € / Jahr. 
Die Jahresgebühr zu Ziffer 8.2.1, 8.2.2 und 8.2.3 kann bis zum 
Ablauf der Ruhefrist vom Nutzungsberechtigten abgelöst werden. 
Der Betrag ist jeweils für das gesamte Jahr zu zahlen. 

 

 Wahlgrab - je Stelle 39,- 
8.2.2 Reihengrab 33,- 
8.2.3 Urnenreihengrab / Urnenwahlgrab 20,- 
8.3 Pflege 394,- 
8.4 Aschestreufeld 262,- 
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Tarif- 
stelle/Nr. 

Gegenstand Gebühr 
€ 

9. Nicht im Gebührentarif aufgeführte Bestattungsleistungen werden 
entsprechend dem Aufwand ( Stundendurchschnittswert ) berechnet. 

 

10. Eine darüberhinausgehende Gebührenerhebung nach Maßgabe der 
Verwaltungsgebührensatzung der Stadt Hilden in der jeweils 
geltenden Fassung bleibt unberührt. 

 

 
§ 2 

 
Diese Satzung tritt am 01.01.2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 13. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Gebührensatzung für die Friedhöfe der Stadt Hilden 
(Friedhofsgebührensatzung) vom 20.06.1996 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o. g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

12. 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über Gebühren für die Entwässerung der Grundstücke im 
Stadtgebiet Hilden vom 15.12.2005 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.02.2004 (GV NRW S. 96), und 
der §§ 1, 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV 
NRW S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 05.04.2005 ( GV NRW S.247), und des § 65 des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV NRW S. 926), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 03.05.2005 (GV NRW S.463ff.), hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 
folgende Satzung über Gebühren für die Entwässerung der Grundstücke im Stadtgebiet Hilden beschlossen: 
 

§ 1 
 
1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

Die Schmutzwassergebühr beträgt je m³ Schmutzwasser 1,50 € und setzt sich zusammen aus einer Schmutzwasser-
reinigungsgebühr (0,87 €/m³ Schmutzwasser) und einer Schmutzwasserableitungsgebühr (0,63 €/m³ Schmutzwasser). 

 
2. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

Die Niederschlagswassergebühr für Grundstücksflächen nach § 4 Abs. 1 dieser Satzung beträgt je angefangenen m2 
bebaute und/oder befestigte Grundstücksfläche 0,62 €. 

 
§ 2 

 
Diese Nachtragssatzung tritt am 01.01.2007 in Kraft 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 1. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über Gebühren für die Entwässerung der Grundstücke im 
Stadtgebiet Hilden vom 10.12.1981 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o. g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o.g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
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d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 

 
13. 12. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen in der 

Stadt Hilden vom 10.07.1991 
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, der §§ 51 ff. des Wassergesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (LWG) und der §§ 2, 4, 6 und 7 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein- 
Westfalen (KAG), jeweils in den z. Zt. gültigen Fassungen, hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 13.12.2006 
folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Satzung über die Entsorgung der Grundstücksabwassereinrichtungen in der Stadt Hilden vom 10.07.1991 wird wie folgt 
geändert: 
 
§ 11 erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen beträgt 
 

a) bei Kleinkläranlagen 23,64 € je cbm abgefahrenen Anlageninhaltes, 
b) bei abflusslosen Gruben 19,05 € je cbm abgefahrenen Anlageninhaltes. 

 
(2) Wird für die Entsorgung die Verlegung eines Schlauchs von mehr als 50 m Länge erforderlich, sind für jede 

angefangenen 10 m 11,01 € zu zahlen. 
 
(3) Die Benutzungsgebühr beträgt für den Einsatz  
 

a.) eines Spülwagens 189,99 € je angefangene Stunde 
b.) eines Saugwagens 141,99 € je angefangene Stunde 

 
§ 2 

 
Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende 12. Nachtragssatzung vom 14.12.2006 zur Satzung über die Entsorgung der 
Grundstücksabwassereinrichtungen in der Stadt Hilden vom 10.07.1991 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften nach der Gemeindeordnung NW kann gegen die o.g. Satzung nach 
Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung (öffentliche Bekanntmachung ) nicht mehr geltend gemacht werde, es sei denn, 
 
a.) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b.) die o. g. Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c.) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d.) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

14. 12. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Hildener Wochenmärkte 
(Hildener Marktstandstarif) vom 14.12.1990 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Neufassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 und der §§ 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(KAG NW) in der zur Zeit gültigen Fassung hat der Rat der Stadt Hilden in seiner Sitzung am 10.12.2003 folgende 
Nachtragssatzung beschlossen: 
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§ 1 
 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Hildener Wochenmärkte (Hildener Marktstandstarif) 
vom 14.12.1990 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
 
Als Gebühr wird ein Marktstandsgeld in Höhe von 1,62 € für jeden angefangenen Meter der Länge der zugewiesenen 
Standfläche und für jeden Markttag erhoben. 
 

§ 2 
 

Diese Nachtragssatzung tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 12. Nachtragssatzung zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung der Hildener 
Wochenmärkte (Hildener Marktstandstarif) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass gem. 
§ 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) eine Verletzung von Verfahrens- oder 
Formvorschriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen dieser Verordnung nach Ablauf eines Jahres nach dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigverfahren wurde nicht durchgeführt, 
b) diese Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet, 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Hilden, den 14.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

15. Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 103, 2. Änderung für den Bereich Düsseldorfer Str./ Forststr./ Niedenstr. 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 13.12.2006 den Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung gemäß §§ 7 und 41 
der Gemeindeordnung NW vom 14.07. 1994 (GV NW S. 666) in der zzt. gültigen Fassung sowie des § 10 Baugesetzbuch 
(BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. S. 2414) in der zzt. gültigen Fassung unter Berücksichtigung der stattgegebenen 
Anregungen als Satzung beschlossen. Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung (inkl. Umweltbericht) mit Stand vom 
20.11.2006 zugrunde. 
 
Das Plangebiet liegt nördlich der Düsseldorfer Straße (B228) im Westen des Hildener Stadtgebietes. 
 
Es wird im Süden von der Düsseldorfer Straße begrenzt. Im Westen wird es von der westlichen Grenze des Flurstückes 245 
begrenzt, welches ursprünglich nicht im Plangebiet des Bebauungsplanes Nr. 103 lag, nun aber in das Plangebiet der 2. 
Änderung mit einbezogen wird. Im weiteren Verlauf von Süden nach Norden wird das Plangebiet von den östlichen Grenzen 
der Flurstücke 268, 256 und 253 sowie nach Querung der Reisholzstraße von den östlichen Grenzen der Flurstücke 270 und 
271 begrenzt. Die nördliche Grenze verläuft Richtung Osten entlang der nordöstlichen Flurgrenze der Flur 1 bis zur 
Niedenstraße (nördliche Grenze des Flurstücks 121, Forststraße und nördliche Grenze des Flurstücks 214). Östlich wird das 
Plangebiet in südliche Richtung von der Niedenstraße begrenzt, weiter von der nördlichen Grenze der Daimlerstraße sowie 
der westlichen Grenze der Forststraße. Dann quert die Grenze die Forststraße und verläuft entlang der nördlichen Grenzen 
der Flurstücke 194 und 48 bis auf die Niedenstraße. Bis zur Düsseldorfer Straße wird das Plangebiet dann von der 
Niedenstraße begrenzt. Alle genannten Flurstücke liegen in Flur 1 der Gemarkung Hilden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung wird mit Begründung (inkl. Umweltbericht) und der zusammenfassenden 
Erklärung gem. § 10 Abs. 4 BauGB im Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 449, während der 
Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung (inkl. Umweltbericht) 
wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 22/06 – Seite 30 
 

 

und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  
 
2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB 
sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. 103, 2. Änderung unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb von zwei 
Jahren seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungsamt – unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NW) beim Zustandekommen des Bebauungsplans Nr. 103, 2. Änderung kann gegen den Bebauungsplan gemäß 
§ 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei 
denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
 b) der Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 c) der Bürgermeister hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungsamt – vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 103, 2. Änderung als Satzung, Ort und Zeit der Auslegung sowie die aufgrund des 
Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 103, 2. Änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
 
Hilden, den 19.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 19.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

16. Satzungsbeschluss des Bebauungsplans Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung für den Bereich Mittelstraße, Am 
Kronengarten 
 
Der Rat der Stadt Hilden hat in seiner Sitzung am 13.12.2006 den Bebauungsplan Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung gemäß 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung NW vom 14.07.1994 (GV NW S. 666) in der zzt. gültigen Fassung sowie des § 10 
Baugesetzbuch (BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. S. 2414) in der zzt. gültigen Fassung unter Berücksichtigung der 
stattgegebenen Anregungen als Satzung beschlossen. Dem Satzungsbeschluss liegt die Begründung mit Stand vom 
17.11.2006 zugrunde. 
 
Das Plangebiet liegt unmittelbar in der Hildener Innenstadt zwischen der Mittelstraße und der Straße Am Kronengarten und 
umfasst die Flurstücke 56, 57, 503, 510, 563, 564, 566, 632 und 633, alle in Flur 49 der Gemarkung Hilden. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung wird mit Begründung und der zusammenfassenden Erklärung gem. § 
10 Abs. 4 BauGB im Verwaltungsgebäude, Am Rathaus 1, 4. Etage, Zimmer 449, während der Dienststunden zu jedermanns 
Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des Plans und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben.  
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Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) über die fristgemäße Geltendmachung etwaiger 
Entschädigungsansprüche für Eingriffe in eine bisher zulässige Nutzung durch den Bebauungsplan Nr. 14 A, 2. 
vereinfachte Änderung und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen.  

 
2. Eine beachtliche Verletzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften und 

der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans gemäß § 214 Abs. 2 BauGB 
sowie beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß § 215 Abs. 1 BauGB 
für die Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung unbeachtlich, wenn sie nicht 
innerhalb von zwei Jahren seit dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und 
Vermessungsamt – unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Gemäß § 215 Abs. 2 BauGB wird hiermit auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von 
Vorschriften sowie auf die Rechtsfolgen hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO 

NW) beim Zustandekommen des Bebauungsplans Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung kann gegen den Bebauungsplan 
gemäß § 7 Abs. 6 GO NW nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden, es 
sei denn, 

 a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt,  
 b) der Bebauungsplan Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
 c) der Bürgermeister hat den betreffenden Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Hilden – Planungs- und Vermessungsamt – vorher gerügt 

und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 Die Vorschriften des § 215 Abs. 1 und 2 BauGB bleiben unberührt. 
 
Der Beschluss des Bebauungsplanes Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung als Satzung, Ort und Zeit der Auslegung sowie die 
aufgrund des Baugesetzbuches und der Gemeindeordnung NW erforderlichen Hinweise werden hiermit öffentlich bekannt 
gemacht.  
 
Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 14 A, 2. vereinfachte Änderung gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in Kraft.  
 
Auf den zur Orientierung veröffentlichten Kartenausschnitt wird hingewiesen.  
 
 
 
Hilden, den 19.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 
 
 
 
 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
Die Veröffentlichung vorstehender Bekanntmachung wird hiermit angeordnet. 
 
Hilden, den 19.12.2006 
Günter Scheib 
Bürgermeister 
 
 

Öffentliche Ausschreibung der Stadt Hilden 
 

17. Straßenausbau - Bruchhauser Weg 
 
Im Wesentlichen kommen folgende Arbeiten zur Ausführung: 
Ca. 2.200 qm Bituminöse Straßenbefestigung aufbrechen und abfahren; ca. 600 cbm Bodenaushub; ca. 1.400 qm Bituminöse 
Tragschicht 8 cm herstellen; ca. 1.400 qm Asphaltbeton 0/11 S herstellen; ca. 1.200 qm Pflasterarbeiten; ca. 525 m Bordstein 
liefern und setzen; ca. 800 m Schutzrohrverlegung im Auftrag der Stadtwerke Hilden (eine Beauftragung erfolgt 
gemeinschaftlich) 
Beginn der Arbeiten: 08.03.2007, Fertigstellung: 31.08.2007 



Amtsblatt der Stadt Hilden Nummer 22/06 – Seite 32 
 

 

Die Verdingungsunterlagen können ab dem 27.12.2006 bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, 
40721 Hilden (Telefon: 02103/ 72 206; Fax: 02103 / 72 620) oder im Zimmer 243 gegen ein Entgelt von 38 Euro angefordert 
werden. Bei Postversand erhöht sich das Entgelt um 3 Euro. Das Entgelt wird nicht erstattet. Der Betrag ist in bar bei der 
Zentralen Vergabestelle oder bei der Sparkasse Hilden·Ratingen·Velbert (BLZ 334 500 00) auf das Konto Nr. 34 300 566 der 
Stadtkasse Hilden unter Angabe des Kassenzeichens 0300.1000/70001 einzuzahlen. Achtung: Nur mit der korrekten 
Angabe dieses Kassenzeichens ist eine Verbuchung Ihrer Zahlung möglich. Der Einzahlungsbeleg oder 
Verrechnungsscheck ist der Anforderung beizufügen. Das Angebot muss in deutscher Sprache bis zum 24.01.2007, 
10:00 Uhr bei der Zentralen Vergabestelle der Stadt Hilden eingehen. Der Eröffnungstermin findet am 24.01.2007, 
10:00 Uhr, im Rathaus der Stadt Hilden, Am Rathaus 1, Zimmer 107, statt. Es dürfen Bieter und ihre Bevollmächtigten 
anwesend sein. 
 
Nebenangebote, die in technischer Hinsicht von der Leistungsbeschreibung abweichen, sind auch ohne Abgabe eines 
Hauptangebotes zugelassen. (Die technische Gleichwertigkeit ist mit Abgabe des Angebots nachzuweisen!) Andere 
Änderungsvorschläge oder Nebenangebote (z. B. abweichende Zahlungsbedingungen, Preisvorbehalte) sind nur in 
Verbindung mit einem Hauptangebot zugelassen. 
Nebenangebote oder Änderungsvorschläge müssen im Vergleich zur Leistungsbeschreibung qualitativ und quantitativ 
gleichwertig sein. 
 
Als Sicherheit für die Vertragserfüllung wird eine Bürgschaft eines in der Europäischen Gemeinschaft zugelassenen 
Kreditinstituts oder Kreditversicherers in Höhe von 5 v. H. der Auftragssumme verlangt. 
 
Als Sicherheit für die Gewährleistung werden 3 v. H. der Abrechnungssumme einbehalten. Der Auftragnehmer kann 
stattdessen eine Bürgschaft eines in der Europäischen Gemeinschaft zugelassenen Kreditinstituts oder Kreditversicherers 
stellen. 
 
Folgende Nachweise sind mit dem Angebot vorzulegen: 
- die Ausführung von Leistungen in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren, die mit der zu vergebenden Leistung 

vergleichbar sind  
- die Zahl der in den letzten 3 abgeschlossenen Geschäftsjahren jahresdurchschnittlich beschäftigten Arbeitskräfte, gegliedert 

nach Berufsgruppen 
- die dem Unternehmer für die Ausführung der zu vergebenden Leistung zur Verfügung stehende technische Ausrüstung 
- das für die Leitung und Aufsicht vorgesehene technische Personal 
- die Eintragung in das Berufsregister ihres Sitzes oder Wohnsitzes 
- Auskunft aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 a Gewerbeordnung 
- Bescheinigung des Finanzamtes, dass keine Rückstände an öffentlichen Abgaben bestehen 
- Freistellungsbescheinigung zum Steuerabzug bei Bauleistungen. 
Hinweis: Fehlende Unterlagen müssen innerhalb von 7 Arbeitstagen nach Aufforderung nachgereicht werden, ansonsten 

erfolgt der Ausschluss von der Vergabe. Ein Hinweis auf frühere Bewerbungen wird nicht akzeptiert. 
 
Die Bieter sind bis zum 23.02.2007 an ihr Angebot gebunden. 
 
Stelle, an die sich der Bewerber/ Bieter zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen wenden kann:  
Kreis Mettmann, Der Landrat, Kommunalaufsicht, Düsseldorfer Str. 26, 40822 Mettmann, 
Tel.: 02104 / 99 – 1441 oder 1413, Fax: 02104 / 99 – 4403. 
 
 
 


